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Leitsätze des Beschlusses 

1. Staatliche Beihilfen — Rückforderung einer rechtswidrigen Beihilfe — Unter Verstoß 
gegen die Verfahrensvorschriften des Artikels 88 EG gewahrte Beihilfe — Mögliches 
berechtigtes Vertrauen der Empfänger — Schutz — Voraussetzungen und Grenzen 
(Artikel 88 EG) 
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2. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Voraussetzungen — 
Schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden — Beweislast 
(Artikel 242 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 104 § 2) 

3. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Voraussetzungen — 
Schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden — Entscheidung der Kommis­
sion, mit der die Rückforderung einer staatlichen Beihilfe angeordnet wird — Na­
tionale Durchführungsmaßnahmen — Innerstaatliche Rechtsbehelfe — 
Auswirkungen 
(Artikel 242 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 104 § 2) 

4. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Voraussetzungen — 
Schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden — Entscheidung der Kommis­
sion, mit der die Rückforderung einer staatlichen Beihilfe angeordnet wird — Kein 
Vermögensschaden — Schmälerung der Rechte der Empfänger — Umfang 
(Artikel 242 EG; Verfahrensordnung, Artikel 104 § 2) 

1. Da die Überwachung der staatlichen 
Beihilfen durch die Kommission in 
Artikel 88 EG zwingend vor­
geschrieben ist, darf ein beihilfe­
begünstigtes Unternehmen auf die 
Ordnungsmäßigkeit der Beihilfe 
grundsätzlich nur dann vertrauen, 
wenn sie unter Beachtung des in diesem 
Artikel vorgesehenen Verfahrens ge­
währt wurde. 

Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass 
sich die Empfänger einer rechts­
widrigen Beihilfe der Rückforderung 
unter Berufung auf außergewöhnliche 
Umstände, die bei ihnen ein berechtig­
tes Vertrauen in die Ordnungsmäßig­
keit dieser Beihilfe hervorrufen konn­
ten, widersetzen können. 

(vgl. Randnrn. 75-76) 

2. Die Dringlichkeit des Erlasses einer 
einstweiligen Anordnung ist danach zu 
beurteilen, ob die Gewährung vorläu­
figen Rechtsschutzes erforderlich ist, 
um zu verhindern, dass dem Antrag­
steller ein schwerer und nicht wieder 
gutzumachender Schaden entsteht. Der 
Antragsteller ist dafür beweispflichtig, 
dass er die Entscheidung im Verfahren 
zur Hauptsache nicht abwarten kann, 
ohne einen solchen Schaden zu erlei­
den. 

Das unmittelbare Bevorstehen des 
Schadens braucht nicht mit absoluter 
Sicherheit nachgewiesen zu werden, 
sondern es genügt, insbesondere wenn 
die Entstehung des Schadens vom Ein­
tritt einer Reihe von Faktoren abhängt, 
dass sie mit einem hinreichenden Grad 
von Wahrscheinlichkeit vorhersehbar 
ist. Dem Antragsteller obliegt es je­
doch, die Tatsachen zu beweisen, die 
die Erwartung eines solchen schweren 
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und irreparablen Schadens begründen 
sollen. 

(vgl. Randnrn. 85-86) 

3. Im Rahmen eines nationalen Ver­
fahrens zur Rückforderung einer 
staatlichen Beihilfe ist der Beihilfe-
empfänger nicht daran gehindert, ge­
gen die Durchführungsmaßnahmen der 
nationalen Behörden Klage zu erheben 
und die Rechtswidrigkeit der ihre 
Rückforderung anordnenden Ent­
scheidung geltend zu machen, wenn er 
diese Entscheidung gemäß Artikel 230 
EG angefochten hat. Das nationale 
Gericht ist in diesem Fall nämlich nicht 
durch den endgültigen Charakter dieser 
Entscheidung gebunden, so dass es das 
Verfahren aussetzen und dem Ge­
richtshof gemäß Artikel 234 EG eine 
Vorabentscheidungsfrage nach der 
Gültigkeit dieser Entscheidung vor­
legen kann. Das nationale Gericht 
könnte auch im Interesse einer geord­
neten Rechtspflege das Verfahren bis 
zur Entscheidung des Gerichts in der 
Hauptsache aussetzen. 

Im Rahmen eines Verfahrens der 
einstweiligen Anordnung muss der 
Antragsteller daher dartun, dass die 
ihm nach dem nationalen Recht zur 
Verfügung stehenden innerstaatlichen 
Rechtsbehelfe gegen die Rück­
forderung einer staatlichen Beihilfe es 
ihm nicht ermöglichen würden, den 

Eintritt eines schweren und nicht wie­
der gutzumachenden Schadens ab­
zuwenden. 

(vgl. Randnrn. 90-93) 

4. Die Rechtsprechung, wonach der 
Richter im Verfahren der einstweiligen 
Anordnung bei Vorhandensein mehre­
rer Antragsteller zu prüfen hat, ob bei 
jedem von ihnen der Beweis für einen 
Vermögensschaden erbracht ist, un­
abhängig davon, ob es sich um natür­
liche oder juristische Personen handelt, 
hat ihre Grundlage in seiner Ver­
pflichtung, bei Vorliegen eines Ver­
mögensschadens die Besonderheiten 
jedes Einzelfalls zu prüfen. In den 
Rechtssachen, in denen es darum ging, 
dass eine staatliche Beihilfe von den 
Empfängern zurückverlangt wurde, ist 
entschieden worden, dass eine Schmä­
lerung der Rechte von Personen, denen 
mit dem Gemeinsamen Markt unver­
einbare staatliche Beihilfen gewährt 
worden sind, zwangsläufig mit jeder 
Entscheidung der Kommission, mit der 
die Rückforderung solcher Beihilfen 
verlangt wird, verbunden ist und als 
solche, unabhängig von einer kon­
kreten Würdigung der Schwere und der 
Irreparabilität der im Einzelfall be­
haupteten spezifischen Schmälerung 
der Rechte, keinen schweren und ir­
reparablen Schaden darstellen kann. 

(vgl. Randnr. 97) 
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